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Sozialräumliche Planung

konkret – Unterschiedliche

Planungsverständnisse,

unterschiedliche Lösungen?

Zunächst möchte ich mich dem Plenum doch
kurz vorstellen, denn die Bezeichnung „Sozial-
dezernentin“ kennzeichnet nur unzureichend
meinen Tätigkeitsbereich. Ich bin in Kiel Dezer-
nentin für das Amt für Schulwesen – einsch-
ließlich der Stadtbücherei –, Sozialamt, Jugen-
damt, Amt für Soziale Dienste, Gesundheit-
samt, Sportamt, Krankenhaus, Amt für Woh-
nungswesen; Qua Amt bin ich zudem
Aufsichtsratsvorsitzende für die Kieler Beschäf-
tigungs- und Ausbildungsgesellschaft, die
Kieler Betreuungs- und Pflegedienste und in
die inhaltliche Zuständigkeit gehört auch eine
gGmbH, die im Bereich der Drogenhilfen tätig
ist.

Und wenn ich im folgenden von „Wir“ spre-
che, dann meine ich i.d.R. eine Konstellation,
die sich aus mehreren Personen dieser gerade
genannten Fachbereiche zusammensetzt. Und
ich muss hier anmerken – gerade auch unter
Berücksichtigung des hier heute bereits Gehör-
ten – dass ich es als ungemeinen Vorteil ein-
schätze, nicht lange um Kooperation bei den
verschiedenen Bereichen bitten zu müssen. Die
Zusammenarbeit innerhalb meines Dezernates
ist zur Selbstverständlichkeit geworden und
gehört zur Normalität des Arbeitsalltags.

Global denken – lokal handeln

Getreu diesem Motto haben wir uns selbst-
verständlich auch in Kiel an die Arbeit gemacht,
als die Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt
aufgelegt und mit nicht wenigen Mitteln aus-
gestattet wurde.

Ich glaube, es gibt keine Stadt unserer
Größenordnung – so ca. 230000 EW – die nicht
mit Leichtigkeit einen – oder mehrere – real exi-
stierende Stadtteile vorweisen kann, in denen
die Negativ-Kriterien der Zielregionen für för-
derungsfähige Bereiche mehr als überzeugend
dargestellt werden können. Und auch uns ist es
gelungen, für 2 Stadtteile jeweils Fördermittel
aus der Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt
zu akquirieren. 

Die Soziale Stadt setzt wie keine anderes Pro-
gramm auf Stadtteil- oder Quartiersmanage-
ment – und das muss selbstverständlich unab-
hängig und selbständig handeln können.

Und spätestens an dieser Stelle gehen mir
dann doch einige Gedanken durch den Kopf –
warum muss uns ein solches Programm vor-
schreiben, dass wir innerhalb eines Gesamt-

Gemeinwesens in kleinräumigen Zusammen-
hängen denken und handeln sollen und wie wir
das zu organisieren haben. Was macht das mit
mir – einer alten Sozialarbeiterin, die schon da-
mals als Kreisjugendpflegerin jeden Kirchturm
und den dazu gehörenden Politiker kannte. Die
natürlich weiß, dass bestimmte Menschen
einen sehr großen Einfluss auf andere haben
aufgrund von Kriterien, die man nicht nachvoll-
ziehen kann, wenn man nicht die inneren Struk-
turen eines sehr kleinen sozialen Nahraumes
kennt. Die weiß, wie wichtig es ist, dass man in-
formelle Wege und Möglichkeiten kennt, um je-
mandem wirksam helfen zu können.

Warum entsteht bei mir leichter Unmut,
wenn seitens der Bundes- und Landespro-
gramme sogar Organisationsformen vorgege-
ben werden. Und welche Zusammenhänge
fallen mir da in der Organisation von Sozialer
Arbeit in einer öffentlichen Verwaltung auf?

Wir haben selbstverständlich unsere Sozial-
hilfe und den allgemeinen Sozialdienst mit der
Jugendhilfe nach Bezirken organisiert

Wir sind mit diesen Dienststellen selbstver-
ständlich vor Ort, d.h. in 9 Sozialzentren wird
diese Arbeit jeweils gemeinsam als Hilfe nach
dem BSHG und dem KJHG wahrgenommen

Wir haben natürlich seit Jahren Stadtteilkon-
ferenzen installiert (meistens unter Feder-
führung der Sozialarbeiter aus den Sozialzen-
tren)

Wir nehmen darüber hinaus an Arbeitskrei-
sen mit den unterschiedlichsten Partner teil
(Geschäftswelt, Polizei, Wohnungswirtschaft
etc.)

Unsere Jugendhilfeplanung – als kontinuier-
licher Prozess organisiert – plant natürlich je-
weils unter Einbezug solcher Arbeitskreise

Unsere differenziert Sozialplanung weist alle
möglichen Daten in kleinräumiger Auswertung
aus

Wir beteiligen in ausführlich dokumentierten
Prozessen selbstverständlich unsere Adressa-
ten vor Ort

Wir richten Runde Tische ein, um Fragestel-
lungen, für die wir vorrangig zuständig sind, zu
erörtern und Lösungsmöglichkeiten auf den Le-
bensraum bezogen zu entwickeln

Wir nehmen an Runden Tischen anderer teil,
damit wir denen beim Lösen ihrer Probleme
helfen können

In den einzelnen Stadtteilen gibt es jeweils
Ortsbeiräte, die sich in jedes Thema einschal-
ten können und bei allen stadtteilbezogenen
Angelegenheiten einzubeziehen sind, die in
jeder Angelegenheit initiativ werden können
und gegenüber der Ratsversammlung ein An-
tragsrecht haben

Wir vernetzen unsere Arbeit mit der anderer
Träger und Institutionen. 
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Manchmal habe ich den Eindruck, das wir
uns so sehr vernetzen, dass wir uns im Netz
verstricken. Das Netz hat sich uns einverleibt
und lässt uns manchmal nicht mehr raus. In
einer früheren Arbeitsstelle habe ich erlebt, wie
eine Halbtags-Mitarbeiterin zu mehr als 50 %
ihrer Arbeitszeit in irgendwelchen mehr oder
weniger wichtigen Arbeitkreisen und AG und
Planungsgruppen tätig war.

Ist der Ansatz der sozialräumlichen Planung
nun der einzig richtige Weg, um die sozialen
Aufgaben in der Zukunft besser zu lösen? Ist es
wirklich richtiger, das Stadtteilmanagement
und die Sozialräumlichkeit höher zu hängen als
zentrale und übergreifende Aspekte. Wo blei-
ben die Gedanken darüber, warum Familien
mit geregeltem Einkommen rausziehen aus der
Stadt und Transferleistungen beziehende Al-
leinerziehende mit Kindern rein in die Metro-
pole. Sollen wir es wirklich so dabei belassen,
dass um die Städte herum der „Speckgürtel“
sich eine gute kulturelle, sportliche, schulische
Infrastruktur leisten kann und die zentralen Orte
sich immer weiter verschulden müssen für die
notwendige Infrastruktur in sozialen und ver-
kehrstechnischen Bereichen. Die Steuerzahler
mit gutem Einkommen arbeiten in der Stadt
und wohnen außerhalb der Stadtgrenze. Die
Menschen, die auf Transferleistungen ange-
wiesen sind, brauchen den ÖPNV lebensnot-
wendig und die soziale Infrastruktur auf kurzem
Wege und wohnen deshalb notwendigerweise
in der Stadt und in der Regel in den bereits so-
zial relativ hochbelasteten Gebieten, in denen
der Anteil der Sozialwohnungen überdurch-
schnittlich hoch ist.

Oder ist das überhaupt ein Gegensatz: klein-
räumige Sozialplanung und Planung als über-
greifende Aufgabe? Wie wird man den Aufga-
ben und den sozialpolitischen Zielsetzungen
der Zukunft am ehesten gerecht?

Ich möchte an dieser Stelle mit einen kleinen
Ausflug in die Sozialstaatsdiskussion beginnen.

Das, was in unseren Nachbarländern bereits
seit längerem diskutiert und teilweise umge-
setzt wird, wird gedanklich und tatsächlich
auch in der Bundesrepublik immer salonfähi-
ger: Die Forderung nach der Neuorientierung in
der Sozialpolitik. Von aktivierendem Sozialstaat
ist dort die Rede und auch wir in Kiel reden so.
Die Bundesregierung hat im Dezember 1999
ein Programm verabschiedet, das mit dem Titel
„Moderner Staat – moderne Verwaltung“ Ziele
formuliert wie: die Selbstregulierungskräfte der
Gesellschaft stärken, Ehrenamt, Bürgerengage-
ment und Gemeinwohlorientierung zu fördern,
die Eigenverantwortung des Einzelnen stärken,
Bürgerbeteiligungsrechte an politischen und
administrativen Entscheidungen weiter zu ent-
wickeln usw. 

Die Leitgedanken des aktivierenden Sozial-
staates gehen davon aus, dass viele öffentliche
Aufgaben durch Aktivierung der Bürger besser
erbracht werden können, als dass sie der Staat
erbringen könnte. Es geht auch um eine neue
Positionierung von Aufgaben und Verantwor-
tung und deren Wahrnehmung im Verhältnis
zwischen Staat und Gesellschaft.

Es geht im wesentlichen auch um eine neue
Balance zwischen den Rechten und Pflichten
von Transfer-Leistungsempfängern, so wie es
Norbert Wohlfahrt in seinem Aufsatz „Der akti-
vierende Staat – neue Leitgedanken und Kon-
sequenzen für die Sozialarbeit“ formuliert. 

Diese Erwartungen an ein Bürgerengage-
ment – so will ich diese Gedanken mal in einem
Wort zusammenfassen – lassen sich umso eher
erreichen, je konkreter das Ziel eines er-
wünschten Engagements für den Bürger/die
Bürgerin erkennbar ist. 

Wenn jedes Jahr wiederkehrend der NDR in
Schleswig-Holstein zu einer groß angelegten
Frühjahrsputz-Aufräumaktion aufruft, dann ist
es relativ einfach, die Bewohner eines be-
stimmten Stadtteils zu motivieren, „ihren“
Strand vor der Haustür zu säubern, Unrat ein-
zusammeln oder ähnliche Dinge im eigenen
unmittelbaren Lebensraum zu tun. Wenn ich
ihn bitte, die gleiche Arbeit in einem ganz an-
deren Stadtteil oder gar in einer anderen Stadt
zu tun, weil an diesem Samstag eben dort auf-
geräumt wird, würde nicht annähernd ein Er-
folg zu verzeichnen sein. Je abstrakter das Ziel
– umso schwieriger wird es, das Engagement
von Bürgern dafür zu wecken. Das individuelle
Bedürfnis muss mit dem gesellschaftlichen An-
sinnen eine große Schnittmenge haben.

Oder denken wir an Beteiligungsprojekte in
der Jugendarbeit: Es ist für die Jugendlichen
im Stadtteil A. völlig uninteressant, sich um die
Ausgestaltung einer Skater-Anlage im Stadtteil
X. zu bemühen.

Je unmittelbarer eine Verknüpfung von Indi-
vidualinteressen mit gesellschaftlichen Interes-
sen stattfinden kann, umso erfolgversprechen-
der ist bürgerschaftliches Engagement zu errei-
chen. Je mehr an konkretem Wissen können
auch die Bürger mit einbringen, je größer ist
auch das Interesse, seine eigene Lebenswelt
positiv zu verändern. Diese Logik spricht ein-
deutig für eine sozialräumliche Planung –
ODER?

Ist dies wirklich eine inhaltliche Umdefinition
sozialstaatlicher Teilhabe oder geht es hier
etwa schlicht um Sozialabbau, der mit schönen
Worten kaschiert ist? Manchmal habe ich auch
den Eindruck, dass, je mehr Menschen das Ho-
helied auf die Ehrenamtlichkeit singen, sie
umso mehr meinen, dass der Staat sich auf der
Basis kostenlos geleisteter Arbeit von Bürgern



im Sinne des Gemeinwohl aus sozialen Pflich-
ten und Aufgaben zurückziehen kann. 

Aber es wäre andererseits paradox, wenn
man die Chance nicht nutzen würde, die
tatsächlich damit verbunden ist, wenn man
seine Lebenswelt ganz konkret gestalten kann.
Soll ich etwa meine Lebensqualität nicht ver-
bessern, nur weil auch andere etwas davon
haben (hier nun vielleicht der Staat, die Kom-
mune im Sinne einer Ausgabenentlastung). Ich
glaube tatsächlich nicht, dass diese Diskussion
um stadtteilorientierte Planung oder sozialrau-
morientierte Planung ein solches Gewicht
hätte, wenn nicht auch das Ziel der Ausgaben-
reduzierung dabei eine Rolle spielen würde.
Besser muss nicht immer teurer sein. Und ich
will den organisatorischen Vorgaben aus dem
Programm soziale Stadt zugute halten, dass
hier garantiert werden soll, dass mit den eigen-
ständigen Stadtteilbüros, die über ein eigenes
Budget verfügen können, genau diesem Vor-
wurf entgegengewirkt werden soll: Hier soll
abgesichert sein, dass durch bürgerschaftliches
Engagement nicht vordergründig Kosten
gespart werden sollen, sondern hier etwas
Zusätzliches, Verbesserndes entstehen darf.

Die Bedarfe, Bedürfnisse, strukturellen Rah-
menbedingungen, notwendigen Angebote
werden am Sozialraum entlangdekliniert: 

" Wir brauchen Arbeitsplätze in unserem
Stadtteil für junge alleinerziehende Frauen mit
Kindern, für Frauen aus anderen Kulturkreisen,
die keinen Schulabschluss haben.
" Wir brauchen ein Cafe, damit man sich hier 
im Stadtteil mal ohne Verzehrzwang treffen und
über den Stadtteil reden kann
" Wir brauchen einen Schwimmteich, damit
unser Stadtteil eine höheren Freizeitwert be-
kommt
" Wir brauchen eine Außenstelle der Volks-
hochschule, damit die ohnehin benachteiligten
Menschen in unserem Stadtteil an Bildung und
Weiterbildung partizipieren können

Alle Anforderungen an eine gute soziale In-
frastruktur werden auf den Stadtteil konzen-
triert: Hier leben die Menschen, hier müssen
die Angebote her. 

Kriegen wir bei so fokussierten Prozessen ei-
gentlich noch mit, wenn der Stadtteil zur closed
box wird? Sind wir mit dem Programm Soziale
Stadt nicht gerade auch dafür angetreten, dass
wir der Segregation entgegentreten wollen?
Und nun holen wir alles, was wir uns vorstellen
können, in den hochbelasteten Stadtteil und
achten immer weniger darauf, dass die Bewoh-
ner des Stadtteils ihre Angebote auch mal
außerhalb des eigenen Tellerrandes wahrneh-

men, andere Leute dabei kennen lernen (müs-
sen). Ganz abgesehen davon, dass man z.B. in
der Arbeitsmarktpolitik nicht jedes wichtige An-
gebot in jedem Stadtteil organisieren kann. Es
ist unbestritten wichtig, den Stadtteil attraktiver
zu machen, soziale Infrastruktur sicherzustellen
usw. – aber die manchmal beobachtbare Nei-
gung, das eine zur Perfektion zu treiben und
das andere – in diesem Fall den übergeordne-
ten Blick über den Zaun – aus dem Auge zu ver-
lieren, lässt sich bei einigen Protagonisten der
Sozialraumsicht leider auch feststellen.

Die Aufgabe heißt hier also: Bei aller Sozial-
raumorientierung müssen wir auf die Durch-
lässigkeit des sozialen Raumes achten – und
auf die Einflüsse, die von außen auf unseren
Sozialraum einwirken. Ein definierter Sozial-
raum ist keine abgeschlossene Insel.

Dazu stelle ich bei den realen sozialraumori-
entierten Planungssystemen fest, dass man
dort gern Gutes, Zusätzliches und Mehr planen
und durchführen möchte. Dazu braucht man
ein eigenes Budget, dazu braucht man Res-
sourcen – allein ein Stadtteilbüro in einem Pro-
jektstadtteil wird in Kiel über den Zeitraum von
5 Jahren 860.000 DM aus dem Programm So-
ziale Stadt benötigen – und dieser Betrag ist
deshalb so „niedrig“ weil noch andere Finan-
zierungsquellen mit einfließen. 

Diesem Aspekt könnte ich umso mehr abge-
winnen, wenn sich diese so selbständig zu or-
ganisierenden Stadtteilbüros auch einbinden
ließen mit in eine Gesamtstrategie. Aber da
entstehen dann Situationen wie die folgende:
Unser Urban-Stadtteilbüro in einem Stadtteil
hat sich ganz aktiv der Frage gewidmet, welche
soziale Infrastruktur im Stadtteil xy wichtig ist
und wie man für die Arbeit des Stadtteilbüros
Prioritäten setzt. Ein wesentlicher Gesichts-
punkt des breit angelegten Beteiligungsprozes-
ses waren die Angebote der Kinder- und Ju-
gendarbeit. In Workshops hat man dann einen
Maßnahmenkatalog entwickelt und den öffent-
lich vorgestellt. Wie nicht anders zu erwarten,
war eine der wesentlichen Forderungen die,
dass die offene Jugendarbeit weiter ausgebaut
werden solle.

Parallel zu dieser Beteiligungsrunde kam die
Jugendhilfeplanung, ebenfalls breit angelegt,
aber mit dem Blick auf das gesamte Stadtge-
biet und mit dem Blick auf den Zuschußbedarf
dieses Bereiches zu einem völlig anderen Er-
gebnis: Hier wurde von Akteuren der Jugend-
hilfe der Vorschlag gemacht, dass man einen
Jugendtreff in diesem Stadtteil, der keine gute
Resonanz hatte und kaum mehr nachgefragt
wurde, zugunsten eines wesentlich größeren
Bedarfes in einem anderen Stadtteil schließen
sollte. Da kommt Freude auf. 

Nicht nur in diesem konkreten Einzelfall wird
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es immer wieder zu Schwierigkeiten führen,
wenn autonome Stadtteilbüros oder nebenein-
ander agierende Systeme mit eigenem Budget
Planungen und Forderungen entwickeln, die
nicht mit der Linie des Gesamten in Einklang zu
bringen bzw. abgestimmt sind. Meine Erfah-
rung ist, dass sich so gestrickte Stadtteilbüros
nicht in die Verbindlichkeit für die Wahrneh-
mung von Pflichtaufgaben mit einbinden las-
sen. Tolle Planungen zu machen ist keine Kunst
– die Kunst beginnt da, wo man sich unter den
regulären Bedingungen um die Realisierung
und Finanzierung der Planungen kümmert und
seinen Erfolg auch daran mit messen lässt. 

Wie lässt sich eigentlich der Erfolg der Arbeit
von Stadtteilbüros darstellen, wenn diese zu
ihrem erklärten Hauptziel z.B. die „Schaffung
und Sicherung der Beschäftigung auf lokaler
Ebene“ erklärt haben. Hat das irgendwelche
Auswirkungen auf die Arbeit und die Legitima-
tion des Stadtteilbüros, wenn die Arbeitslosen-
quote steigt oder fällt, gibt es annähernd einen
Zwang der Legitimation der Verwendung öf-
fentlicher Mittel wie wir ihn z.B. in jedem Amt
und jeder Verwaltungseinheit gegenüber der
Selbstverwaltung und der Öffentlichkeit haben?

Beim Thema Arbeitslosigkeit komme ich
nach langer Schleife wieder zurück zu meinem
Ausflug in die Sozialstaatsdiskussion. Von der
neuen Balance zwischen den Rechten und den
Pflichten von Leistungsempfängern habe ich
vorhin gesprochen. Diese Veränderung in der
Betrachtung lässt sich auch nachvollziehen in
der Diskussion von der Verteilungsgerechtig-
keit zur Chancengerechtigkeit. Norbert Wohl-
fahrt spricht davon, dass „Teilhabe“ zuneh-
mend ersetzt wird durch „Teilnahme“ und ge-
fördert wird die Maßnahme, die Aktivität, die
zur Teilnahme qualifiziert. Nur Teilnahme ge-
währleistet Teilhabe. Man muss etwas tun,
damit man partizipieren kann am gesellschaft-
lichen Leben. Die Ursache für mangelnde Teil-
nahmemöglichkeit wird zunehmend individua-
lisiert. Ohne Fleiß kein Preis, ohne entspre-
chendes Verhalten kein Job, ohne Job kein aus-
kömmliches Einkommen. Handlungsstrategien,
die wir zunehmend einsetzen, haben zum Ziel,
die fürsorglichen Instrumente der Betreuung
und Versorgung durch aktivierende, passge-
naue und  die individuelle Eigenverantwortung
stärkende Elemente abzulösen. Ist der Mensch
doch nicht das Produkt seiner Umwelt, ist er
doch ganz individuell zuständig für sich: Jeder
ist seines Glückes Schmied? Kein Hinweis
mehr auf die schlechten Rahmenbedingungen,
die an so vielem Schuld sind? Weg vom Feld,
hin zum Einzelfall?

Das kann es denn ja wohl auch nicht sein.
Wie kriegt man da die Kurve? Denn es ist ja
etwas richtiges dran an der Aussage, dass der

Mensch die Verantwortung für sich selbst über-
nehmen muss. Wenn man sein Leben lang
versorgt wird aus den unterschiedlichen sozia-
len Sicherungssystemen bleibt man ein
„Betreuter“ – so kann man kein aktiv gestalten-
der Mensch des Gemeinwesens werden. Dazu
gehört Selbstwertgefühl und Status, und das
vermittelt sich in unserer Gesellschaft überwie-
gend und am klarsten durch Teilnahme am ak-
tiven Arbeitsmarkt. Und der soziale Frieden, die
gesellschaftliche Solidarität lassen sich nicht
halten, wenn es eine Unwucht im System gibt,
die die Balance von angemessener Leistung
und Gegenleistung nicht austariert. Trotzdem:
Wir werden die gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen der Massenarbeitslosigkeit nicht
aushebeln können – ob mit oder ohne Stadttei-
lorientierung – aber wir haben die Pflicht, uns
dafür zu engagieren, dass jeder einzelne Ju-
gendliche, Arbeitslose, Schüler seine Chance
bekommt. Und dann muss man manchmal for-
dern, wenn man fördern will – denn was nicht
abgefordert wird, verlernt der Mensch – bei den
körperlichen wie bei den sozialen Fähigkeiten.
Und die Jugendlichen und die Menschen über-
haupt müssen eingebunden sein in das Leben
in ihrem Stadtteil. Auch da wieder die Wech-
selwirkung und Wechselbeziehung zwischen
individuellen Verantwortlichkeiten für sich
selbst, strukturellen Rahmenbedingungen des
gesamten Großen und das Gesunde Wohl-
fühlen in der Gemeinschaft im unmittelbaren
Nahraum.

So komme ich denn nun mehr und mehr zu
unseren – meinen – Vorstellungen eines Pla-
nungsverständnisses. An der Jugendhilfe will
ich versuchen deutlich zu machen, worum es
mir hauptsächlich geht. 

Wir haben die Organisation unserer Jugend-
hilfe ja nicht zufällig überwiegend dezentral or-
ganisiert. Da wo bestimmte Merkmale, Situa-
tionen, Hilfebedarfe in entsprechenden Anzah-
len auftreten, da wo bestimmte Mindestgrößen
vorhanden sind, da ist es mindestens sinnvoll,
wenn nicht erforderlich, dass man sich mit sei-
nen Möglichkeiten und Angeboten mitten rein
begibt in die soziale Situation, in die Hilfenot-
wendigkeit. Da geht es nicht nur darum, den
Weg zur Hilfe für die Klienten zu verkürzen, da
geht es darum, dass man am differenziertesten
die Soziale Situation der Zielgruppe erfassen
kann, je mehr Möglichkeiten des alltäglichen
Lebens und der normalen Rahmenbedingun-
gen man kennenlernt. Im Rahmen eines Ju-
gendhilfeplanungsprozesses habe ich einmal
ein AHA-Erlebnis gehabt, dass mir die Notwen-
digkeit des sozialräumlichen Blickwinkels sehr
deutlich vor Augen geführt hat. Auf die Frage,
wen sie denn bei Schwierigkeiten um Rat fra-
gen würden, antworteten uns Kinder in einem
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bestimmten Stadtteil, dass sie am meisten Ver-
trauen in Siggi, den Penner hätten. Der kennt
die Schwierigkeiten, der hört zu, dessen Rat
kann man annehmen.

Das haben viele von uns als Ohrfeige für sich
selbst gewertet. Da haben wir alle möglichen
Kinder- und Jugendeinrichtungen, Institutio-
nen, Schulen, Kindergärten, Beratungsstellen –
und das Vertrauen der Kinder hat jemand, den
wir nun gar nicht mit auf der Rechnung hatten.

Ich will nun nicht behaupten, dass es immer
Siggi, der Penner sein muss, der in einem
Stadtteil eine wichtige Rolle spielt – aber wir
sollten uns sehr wohl darum kümmern und die
Personen und die Ecken kennen, die für die
Menschen, denen wir helfen sollen, wichtig ist.
Und je besser wir einen Stadtteil kennen, um
so leichter wird es uns fallen, Notwendigkeiten
im alltäglichen Ablauf zu erkennen. Warum
kommen einzelne Familien nicht raus aus ihrer
Isolation, warum kommt das Kind A. fast jeden
Tag nicht pünktlich zur Schule, warum schaffen
wir es nicht, die Familie B. so zu stützen, dass
nicht bereits das 3. Kind in eine stationäre Ju-
gendhilfemaßnahme vermittelt werden muss.
Wie muss eine öffentliche Jugendhilfe organi-
siert sein, dass die Kinder trotz der sozialen De-
fizite in der Familie den Anschluß an den Sport-
verein bekommen, die Mutter morgens selbst
überhaupt wach wird, dass sie auch ihr Kind
rechtzeitig zur Schule schicken kann, und die
Jugendhilfe vielleicht mit einer Haushaltshilfe
die Überforderung in einer Familie so auffängt,
dass die Kinder in der Familie angemessen
leben können.

Sozialraumbudgets sind – hierzu ein Stich-
wort – in auch schon bisher sehr unterschied-
lich ausgeprägter Perfektion in der bundes-
deutschen Jugendhilfelandschaft vertreten. 

Von der Art, das die gesamte Jugendhilfelei-
stung eines gesamten Stadtteiles in der Träger-
landschaft ausgeschrieben wird bis hinzu Mo-
dellen, die für einzelne Aufgaben stadtteilbezo-
gene Teilbudgets realisieren.

Was ist für mich wichtig, welches Planungs-
verständnis bewegt mich in meiner Arbeit und
bei meiner Verantwortung.

Ich habe für mich eine Entwicklung vollzo-
gen. Habe ich noch vor einiger Zeit meine Linie
mit „Vom Fall zum Feld“ beschrieben, so
kommt bei genauerem Nachdenken darüber
die Aussage jetzt etwas anders: „Der Fall im
Feld“ beschreibt eine Grundposition, die sich
quer durch unsere Planungsüberlegungen
zieht. 

Wir leisten uns in Kiel Sozialzentren, die über
ein eigenes Stadtteilbudget für Hilfen nach „§
27 und drum herum“ haben. Je nach Bela-
stungsindikatoren zwischen 40.000 und 100.000
DM pro Sozialzentrum (9 Zentren bei 235.000

EW). Dieses Geld kann eingesetzt werden z.B.
für Freizeithilfen, für die Unterstützung, damit
ein Jugendlicher in einen Sportverein integriert
werden kann, etc. Für den Einsatz der Mittel
gibt es abgestimmte Regeln, Bedingung ist ein
Beschluss des Teams.

Wir haben an 3 Standorten (2 x sozialer
Brennpunkt und 1 zentraler Ort) Jugendhilfe-
zentren eingerichtet, die die Versäulung der Hil-
fen nach den Einzelparagrafen des KJHG wie-
der etwas aufbrechen. Hier wird entsprechend
der Notwendigkeit des Einzelfalles Hilfe gelei-
stet im notwendigen Umfang. Leider sind wir
für die Abrechnung der Landesbeteiligung ge-
zwungen, diese Hilfen wieder formal in SPFH
am Fall A., Erziehungsbeistandschaft am Fall
B., soziale Gruppenarbeit für Fall C. usw. zu sor-
tieren. 

Bei den Überlegungen für ein zukunftsfähi-
ges öffentliches Gesundheitswesen leiten mich
Gedanken, die die Frage von Ernährungsbera-
tung, Mütterberatung, Stillberatung, Kochen
für Anfänger, was tue ich , wenn mein Kind
mich nur noch nervt, Wie putze ich meine 

Zähne am richtigsten, zusammenbringt mit
den vorhandenen Angeboten der Erziehungs-
beratung und Sozialberatung, den Kinderta-
gesstätten und der offenen Jugendarbeit. Das
Rezept ist noch nicht fertig – aber theoretisch
habe ich meine mehreren Mütterberatungs-
stellen schon auf soziale Brennpunkte konzen-
triert und anders konzipiert.

Trotzdem halte ich es für wichtig, dass wir
stadtteilübergreifend Ziele und Leitlinien der
Kieler Jugendhilfe und Sozial- und Gesund-
heitshilfe gemeinsam mit den Akteuren vor Ort,
den freien Trägern und den Kommunalpoliti-
kern entwickeln. 

Daraus ergibt sich dann die nächste Phase
der Beteiligung der Zielgruppen – und die fin-
det wiederum kleinräumig vor Ort statt

Ganz bewusst stehe ich zum Ziel der Haus-
haltskonsolidierung dabei. Denn eine Verschul-
dungspolitik ist die nachhaltigste Form struktu-
reller Gewalt gegen nächste Generationen. Bei
allen Planungen muss mit berücksichtigt wer-
den, wie das Gemeinwesen in der Lage ist, die
notwendigen Leistungen zu erbringen.

Wichtig ist mir, dass gewachsene Strukturen
und Erfahrungen in bestimmten Arbeitsberei-
chen mit in die Planung und Konzeptionierung
einfließen. Das sichert auch ab, dass dem
Wunsch- und Wahlrecht von Eltern möglichst
entsprochen werden kann

Alles in allem:

Wichtig ist, dass man in übergreifenden Zu-
sammenhängen denkt, Rahmenbedingungen
mit einfließen lässt und umsetzt in regionale
Konzepte und Maßnahmen. Die Beschreibung
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des Sozialraumes, die Größe, die Beschaffen-
heit, die Indikatoren – sind jeweils in Abhän-
gigkeit von der Aufgabenstellung zu sehen. Es
gibt nicht die eine Lösung für ein fachliches
Problem und nicht die eine Lösung für einen
entsprechend definierten Sozialraum. Man
braucht die Freiheit im Kopf, um sich der je-
weiligen Aufgabe zu stellen und dabei die eige-
nen Denkgrenzen nicht am Tellerrand festzu-
machen
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